
Die Parteien und  
die Landwirtschaft
Bundestagswahl: Die Wahlprogramme in Stichworten 

Am Sonntag wird der Bundestag neu gewählt. Für Landwirte und ihre 
Betriebe ist entscheidend, wie die Parteien sich in der Agrarpolitik posi-
tionieren. Das LW hat aus den Partei- beziehungsweise Regierungspro-
grammen einen Überblick in Stichworten zusammengestellt. 

Die Union benennt in ihrem Regie-
rungsprogramm für die Jahre 2009 
bis 2013 im Kapitel III unter der 
Überschrift „Deutschland lebens-
wert erhalten“ das Ziel, „ländliche 
Räume und Landwirtschaft zu stär-
ken“. Folgende agrarpolitische 
Aspekte werden darin genannt. 

Landwirtschaft ist eine wich-
tige Zukunftsbranche und be-
deutender Wirtschaftszweig.
Die Gemeinschaftsaufgabe 
soll zur Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes aufgestockt und mit 
Blick auf den Schutz der Berg-
regionen fortentwickelt wer-
den. 
Ländliche Räume benötigen 
dezentrale Versorgung mit er-
neuerbaren Energien.
Versorgung mit Breitband-
technik schnell ausbauen.
Politische Rahmenbedin-
gungen für eine gute Entwick-
lung von konventionell und 
ökologisch wirtschaftenden 
Familienbetriebe und Ge-
meinschaftsunternehmen.Mit-
einander keine Gegeneinean-
der in der Landwirtschaft
Dauerhafte Steuersenkung 
beim Agrardiesel (Status 
quo).
Abbau überflüssiger Bürokra-
tie/wettbewerbsneutrale 1:1 
Umsetzung von EU-Richtli-
nien.
Kein Rütteln an der Vorsteu-
erpauschale und an der Bei-
tragsstabilisierung in der 
agrarsozialen Sicherung sowie 
am Bundeszuschuss zur Un-
fallversicherung.
Das Instrument der Direkt-
zahlungen ist unverzichtbar.
Begleitmaßnahmen für Milch, 
durch die Möglichkeit des 
Milchfonds (Investitionsförde-
rung, Ausgleichszulage und 
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tierhaltungsbezogene Grün-
land- und Weideprämie)
Verbesserung der Marktstel-
lung der Molkereien.
Förderung von Milcherzeu-
gerkooperationen.
Die vereinbarte Milchmen-
gensteuerung bis 2015 muss 
vor dem Hintergrund der re-
alen Entwicklung der Welt-
wirtschaft zukunftsfähig ge-
staltet werden.
Steuerrechtliche Vorausset-
zungen schaffen für Risiko-
rücklagen. 
Fortsetzung Exportoffensive.
Förderung von Investitionen 
und eine Innovations- und 
Qualifizierungsoffensive 
(Agrarforschung, Ausbil-
dung).
Grüne Gentechnik: Sorgen 
ernst nehmen/kein unnötiges 
Risiko.
Verlässliche Rahmenbedin-
gungen für nachwachsende 
Rohstoffe.
Stärkung der Partnerschaft 
zwischen Landwirtschaft und 
Umwelt, vorrangig Vertrags-
naturschutz.
Förderung von Umstellung 
auf/Forschung Ökolandbau.
Eindämmung des Flächenver-
brauchs.
Keine Patente auf Tiere oder 
Pflanzen.
Novellierung Landwirtschaft-
gesetz/ Verankerung der guten 
landwirtschaftlichen Praxis.
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Die SPD geht in ihrem Regierungs-
programm unter dem Punkt 11 „Ver-
antwortungsvoller Umgang mit 
Umwelt und Natur“ auf die  Land-
wirtschaft ein.

Umsetzung Umweltgesetz-
buch.
Eindämmung des Flächenver-
brauchs. Erprobung von han-
delbaren Flächenzertifikaten.
„Innovationsoffensive länd-
liche Räume“ für eine natur-
verträgliche ländliche Ent-
wicklung (Entwicklung von 
Regionalmarken, umweltver-
trägliche Produktion, Touris-
mus, Naturschutz, Land-
schaftspflege und Gesund-
heitsprävention).
Keine Dominanz einzelner 
Interessen der Land- und Er-
nährungswirtschaft über Ziele 
des Verbraucher- und Um-
weltschutzes.
Umwidmung der Subventi-
onspolitik, für die Unterstüt-
zung der Entwicklung länd-
licher Regionen und die Er-
bringung gesellschaftlicher 
gewünschter Leistungen.
Landwirtschaft muss mehr für 
Klimaschutz tun.
Tiergerechtere Ausgestaltung 
von Tierhaltung und Tier-
transporten.
Einführung eines Tierschutz-
siegels, wenn nötig als Vorrei-
ter auf nationaler Ebene.
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Die FDP hat ihre Vorstellungen zur  
Landwirtschaft in ihrem Deutsch-
landprogramm 2009  „Die Mitte 
stärken“ in dem Kapitel für eine 
unternehmerische Land- und Forst-
wirtschaft formuliert. Hierin heißt 
es: 

Planungssicherheit und Ver-
lässlichkeit, die Direktzah-
lungen müssen bis 2013 stabil 
sein.
Einheitliche Besteuerung des 
Agrardiesels auf EU-Ebene.
1:1-Umsetzung der Rege-
lungen der EU in nationales 
Recht.
Regelungen für die Beschäfti-
gun von Saisonarbeitern. ver-
einfachen.
Klares Bekenntnis zum Aus-
laufen der Milchquote/Neue 
Exportmärkte erschließen und 
Vermarktung von Molkereien 
zusammenführen.
Intensive Agrarforschung.
Weiterentwicklung der Pflan-
zenzüchtung und der Züch-
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tung transgener Pflanzen an-
gesichts wachsender Erdbe-
völkerung und Sicherung der 
Ernährung. Gesellschaftliche 
Vorbehalte müssen im Dialog 
abgebaut werden.
Effiziente und nachhaltige  
„High-Tech-Landwirtschaft“ 
zur Sicherung der Wertschöp-
fung im ländlichen Raum.
förderung der Jagd- und Walt-
wirtschaft.
Verbesserungen für Forstge-
bietsgemeinschaften und An-
reize zum Bauen mit Holz.
Beibehaltung des jetzigen 
Jagdrechtes gegen eine Unter-
ordnung des Jagdrechts unter 
das Naturschutzrecht. 
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Das Bundeswahlprogramm von 
Bündnis 90/Die Grünen, das mit  
„Der Grüne neue Gesellschaftsver-
trag“ titelt, sagt zur Landwirt-
schaft:

400 000 neue Jobs durch öko-
logische Modernisierung, un-
ter anderem im Ökolandbau.
deutliche Anhebung der Um-
stellungs- und Beibehaltungs-
prämien im Ökolandbau.
Unterstützung des BDM.
Abschaffung Exportsubventi-
onen.
Neue Möglichkeiten der Nut-
zung von Biomasse.
Artgerechte Haltung von allen 
Nutztieren, unter anderem 
durch Reformen und strikte 
Anwendung des Emissions-, 
Bau- und Planungsrechts zur 
Verhinderung industrieller 
Massentierhaltungsbetriebe
Agrarsubventionen soll es in 
Zukunft nur geben, wenn Um-
welt und Klimaleistungen er-
bracht und Arbeitsplätze ge-
schaffen werden. 
Stärkung der gentechnikfreien 
Regionen
Globale Gerechtigkeit: keinen 
Agrokraftstoff tanken, für den 
Menschen hungern und Re-
genwälder abgeholzt werden. 
Dasselbe gilt auch für den Im-
port von Futtermitteln, der 
Grundlage für die Massentier-
haltung und den übermäßigen 
Fleischkonsum in Deutschland 
ist.  LW
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